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Berichte ZeSo 5/98

Streikrecht in der Schweiz

Erklärung zu einem Urteil des Zürcher Obergerichts

Sechs Professoren des Arbeitsrechts an
schweizerischen Universitäten' verfassten im Nachgang

zu einem Urteil des Obergerichts des

Kantons Zürich vom 9. Februar eine Erklärung

zum Streikrecht in der Schiueiz. Darin
betonen sie, das Bestehen eines Streikrechtes

sei eine Rechtsfrage und keine politische Frage.

Entgegen derEinschätzung des Obergerichtes

halten siefest, mit der Ratifikation des UN-

Menschenrechtspaktes über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte anerkenne der

Gesetzgeber das Streikrechtfür die Schiueiz.

Die Erklärung der sechs Arbeitsrechtler
bezieht sich auf ein weiteres Urteil des

Zürcher Ohergerichts in der
Auseinandersetzung, welche sich 1994 aus den
Ereignissen bei der Ed. Bühler AG, heute

die Spinnerei an der Lorze AG, ergab.
Damals entliess die Firma nach einem
Streik Arbeitnehmerinnen. Das Obergericht

hatte nun zu beurteilen, ob diese

Entlassungen missbräuchlich waren.
In ihrer Erklärung beziehen sich die

Arbeitsrechtler auf das Obligationenrecht:

Demnach gilt eine Kündigung als

rechtsmissbräuchlich, wenn sie

ausgesprochen wird, weil der Arbeitnehmer

eine gewerkschaftliche Tätigkeit
(Art. 3S6 Abs. 2 Bst. a OR) oder ein
verfassungsmässiges Recht ausübt, es sei

denn, dies verletze eine Pflicht aus dem
Arbeitsverhältnis (Art. 336 Abs. 1 Bst. b

OR).
Die Arbeitsrechtler sind über das

vom Obergericht gefällte Urteil «er¬

staunt». Denn, so die Erklärung der
unterzeichnenden Professoren: «Das

Obergericht verneint in seinem
Entscheid das Vorliegen eines verfassungsmässigen

Rechts, sieht jedoch im Streik
die Ausübung einer gewerkschaftlichen
Tätigkeit. Es kommt dann aber zum
Schluss, diese sei nicht rechtmässig, weil
jeder Streik die arbeitsvertraglichen Pflichten

verletze. Ein Streikrecht in dem
Sinne, dass während des Streiks die
Arbeitspflicht ruhe, gebe es in der Schweiz
nicht.»

Entgegen der wörtlichen Erklärung
des Obergerichtes - «Die Anerkennung
eines solchen Rechts ist ein politischer
Entscheid, der vom Gesetzgeber, nicht
vom Richter getroffen werden soll» -
betonen die Arbeitsrechtler: «Das Bestehen

eines Streikrechts ist eine Rechtsfrage

und nicht eine politische Frage.» Es

werde in der neuen Literatur ohne
Ausnahme anerkannt, auch das Bundesgericht

teile im Prinzip diese Meinung. Mit
der Unterzeichnung des UN-Menschen-
rechtspaktes über wirtschaftliche, soziale

und kulturelle Rechte, welcher das
Streikrecht ausdrücklich gewährleiste,
habe der Gesetzgeber zum Ausdruck
gebracht, «dass dieses Recht auch in der
Schweiz besteht, unabhängig davon, ob
dieser Pakt unmittelbar anwendbares
Recht enthält oder nicht», schreiben die
Arbeitsrechtler in ihrer Erklärung.

pd/gem

1 Unterzeichnet haben die Professoren Gabriel Aubert, Universität Genf, Thomas Geiser, St. Gallen,
Pascal Mahon, Neuenburg, Adrian Staehelin und Frank Vischer, beide Basel, Manfred Rehbinder,
Zürich.
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